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B E R I C H T S V O R L A G E 

 
 Vorlage-Nr. M 03/0245  

 
20 - Amt für Finanzen 

 
Datum: 16.06.2003 

Bearb. :Herr  Drews Tel.: öffentlich nicht öffentlich 

AZ. :205 dr/ti X  
 
 
Beratungsfolge Sitzungstermin 
 
Ausschuss für Finanzen, Werke und Wirtschaft 25.06.2003 
 
 
Steuerungsoptimierung kommunaler Unternehmen; hier: Betriebssatzung der Stadtwerke Norderstedt 
 
 
Die Stadt Norderstedt beabsichtigt, die Gesellschaftsverträge ihrer Unternehmensbeteiligungen zu harmonisieren 
und zu optimieren (siehe auch Beschluss der Stadtvertretung vom 26.11.2002). Dabei werden sowohl redaktio-
nelle als auch inhaltliche Anpassungen vorgenommen. Das gilt analog für die Betriebssatzung der Stadtwerke 
Norderstedt. 
Folgende Ziele werden mit den Änderungen verfolgt: 
 
• Abstimmung der Anforderungen aus der Hauptsatzung der Stadt Norderstedt auf die Ge-

sellschaftsverträge und die Betriebssatzung (§10 Abs. 10 der Hauptsatzung) 
• damit auch die Umsetzung der Anforderungen aus den §§ 45 b und c GO 

(Aufgaben des Hauptausschusses im Bereich der Beteiligungen, Berichtswesen) 
• Integration von Zielen des Gesellschafters mit seinen Beteiligungen und Eigenbetrieben 
• Erleichterung des Unternehmenssteuerung durch den Gesellschafter durch vergleichbare 

Regelungen bei allen Betrieben 
 
Für die optimierte Steuerung der Betriebe ist es sinnvoll, in den Gesellschaftsverträgen und der Betriebssatzung 
eine möglichst einheitliche Sprachform zu wählen. Besonderheiten auf Grund von z. B. dem Gesellschaftszweck 
sind davon nicht berührt. 
 
Als Folge der Änderung der GO (§ 45c) und der Hauptsatzung (§ 10 Abs. 10) sollte eine Ver-
pflichtung der Geschäftsführung bzw. Werkleitung über die Zusammenarbeit mit dem Betei-
ligungscontrolling erfolgen. Ferner sollte die Teilnahme der Mitarbeiter/Innen der Abteilung 
Beteiligungen und Controlling (205) an Sitzungen des Aufsichtsrates als Gast festgeschrieben 
werden. 
 
Die anliegende Betriebssatzung der Stadtwerke entspricht noch dem Originalwerk. 
 
 
 
Besonderheiten der Betriebssatzung für die Stadtwerke Norderstedt 
 
Die Betriebssatzung birgt auf Grund der Rechtsform bereits besondere Formulierungen.  
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So sind die Regelungen über die Werkleitung differenzierter gestaltet als die Ausführungen zu 
den Geschäftsführungen in den Gesellschaftsverträgen der kommunalen Unternehmen. Dage-
gen sind die Regelungen zum Wirtschaftsplan relativ knapp gehalten. Hierfür gibt es in der 
EigVO in den §§ 12 – 16 nähere Ausführungen. 
Die Aufgaben des Ausschusses für Finanzen, Werke und Wirtschaft werden in § 8 kurz um-
schrieben. In den Gesellschaftsverträgen werden dagegen die Aufgaben der Aufsichtsräte ge-
nau festgelegt und Zustimmungsvorbehalte geregelt.  
Die Regelungen zum Jahresabschluss finden sich nicht in der Betriebssatzung, sondern in der 
EigVO wieder. In den Gesellschaftsverträgen findet man dazu mannigfaltige Formulierungen. 
 
 
Betriebssatzung für die Stadtwerke Norderstedt 

Auf Grund der §§ 4, 106 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom 
23.07.1996 (GVOBl Schleswig-Holstein S. 529), geändert durch Gesetz vom 18. März 1997 
(GVOBl Schleswig-Holstein S. 147), in Verbindung mit § 6 der Eigenbetriebsverordnung für 
das Land Schleswig-Holstein vom 29. Dezember 1986 (GVOBl Schleswig-Holstein 1987, 
S. 11), geändert durch Landesverordnung vom 07.05.1996 (GVOBl Schleswig-Holstein 1996, 
S. 460), wird nach Beschlussfassung durch die Stadtvertretung vom 24.02.1998 folgende Be-
triebssatzung erlassen: 
 
§ 1 Gegenstand des Eigenbetriebes 
 
(1)  Die Elektrizitäts-, Telekommunikations-, Gas-, Fernwärme-, Wasser- u. Verkehrsbetriebe 

sowie das Hallen u. Freibad bilden einen einheitlichen Eigenbetrieb. 

(2) Gegenstand des Eigenbetriebes einschließlich seiner Hilfs- u. Nebenbetriebe ist die Ver-
sorgung der Bevölkerung mit Elektrizität, Telekommunikation, Gas, Fernwärme u. Was-
ser, die Bereitstellung öffentlicher Verkehrsmittel sowie der Betrieb des Hallen- u. Frei-
bades. Der Betrieb kann alle seinen Betriebszweck fördernden Geschäfte betreiben. Die 
Stadtwerke dürfen auch ingenieurtechnische- und Datenverarbeitungsaufgaben sowie 
Aufgaben des Gebäudemanagements für andere übernehmen, sofern und soweit dies 
nicht den Interessen der Stadt widerspricht. Die Stadt kann den Eigenbetrieb auch mit der 
Betriebsführung anderer, insbesondere technischer, Betriebe beauftragen. 

 
§ 2 Name des Eigenbetriebes 
 
Der Eigenbetrieb führt die Bezeichnung ”Stadtwerke Norderstedt”. 
 
§ 3 Stammkapital 
 
Das Stammkapital des Eigenbetriebes beträgt 4.857.300,00 €. 
 
§ 4 Werkleitung 
 
(1) Die Werkleitung besteht aus zwei Mitgliedern, dem kaufmännischen und dem tech-

nischen Werkleiter. Der kfm. Werkleiter ist der erste Werkleiter. Bei Meinungsverschie-
denheiten entscheidet der erste Werkleiter. 

(2) Die ständigen Vertreter der Werkleitung werden durch eine Dienstanweisung der Bür-
germeisterin/des Bürgermeisters bestimmt. 
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(3) Dienstvorgesetzter der Mitglieder der Werkleitung ist die Bürgermeisterin/der Bürger-
meister. 

 
§ 5 Aufgaben der Werkleitung 
 
(1) Die Werkleitung leitet den Eigenbetrieb selbständig und entscheidet in allen Angelegen-

heiten des Eigenbetriebes, soweit diese nicht durch die Gemeindeordnung, die Eigenbe-
triebsverordnung oder diese Betriebssatzung anderen Stellen vorbehalten sind; sie ist für 
die wirtschaftliche Führung des Eigenbetriebes verantwortlich. Weiterhin vollzieht die 
Werkleitung die Beschlüsse der Stadtvertretung, des Ausschusses für Finanzen, Werke 
und Wirtschaft, des Hauptausschusses und die Entscheidungen der Bürgermeisterin/des 
Bürgermeisters bzw. der/des zuständigen Dezernentin/Dezernenten in Angelegenheiten 
des Eigenbetriebes. 

(2) Der Eigenbetrieb ist nach kfm. Grundsätzen zu führen. Die Werkleitung hat auf eine Ta-
rifgestaltung hinzuwirken, die den Forderungen des § 107 GO genügt. 

(3) Die laufende Betriebsführung obliegt der Werkleitung. Dazu gehören u. a. alle regelmä-
ßig wiederkehrenden Maßnahmen, die zur Durchführung der Aufgaben, zur Aufrechter-
haltung des Betriebes, zur Überwachung und Instandsetzung der Anlagen und zum Ein-
satz des Personals notwendig sind. Es gehören insbesondere auch dazu die Durchführung 
des Erfolgsplanes, die Anordnung der notwendigen Instandsetzungsarbeiten und laufen-
den Anlagenerweiterungen und die Beschaffung von Vorräten im Rahmen einer wirt-
schaftlichen Lagerhaltung. 

(4) Die Werkleitung hat der/den zuständigen Dezernentin/Dezernenten und den Ausschuss 
für Finanzen, Werke und Wirtschaft laufend über alle wichtigen Angelegenheiten des Ei-
genbetriebes zu unterrichten und auf Verlangen jede Auskunft zu erteilen. Die Unterrich-
tung soll ohne Verzögerung und in der Regel schriftlich geschehen.  

Die Unterrichtungspflicht besteht für alle Angelegenheiten von größerer Tragweite, wie 
sie beispielsweise beim Auftreten unvorhergesehener Ereignisse, bei neuen Erkenntnis-
sen, die ein Abweichen von bisherigen Planungen oder Vorstellungen bedingen, oder bei 
Bekannt werden besonderer Angelegenheiten, die die Geschäftspolitik des Eigenbetrie-
bes oder den Eigenbetrieb in technischer oder wirtschaftlicher Sicht erheblich berühren, 
auftreten können. 

(5)  Die Werkleitung hat der/dem zuständigen Dezernentin/Dezernenten rechtzeitig den Ent-
wurf des Wirtschaftsplanes, des Jahresabschlusses und die Zwischenberichte zuzuleiten, 
sie hat ihr/ihm ferner alle Maßnahmen mitzuteilen, die sich auf die Finanzwirtschaft der 
Stadt auswirken. 

(6) In Fällen, die keinen Aufschub dulden und die nicht der Zuständigkeit der Werkleitung 
unterliegen, hat die Werkleitung die Entscheidung der Bürgermeisterin/des Bürgermeis-
ters einzuholen.  

 
§ 6 Vertretung des Eigenbetriebes 
 
(1) Die Werkleiter vertreten die Stadt gemeinschaftlich in allen Angelegenheiten des Eigen-

betriebes. Ausgenommen hiervon sind Grundstücksangelegenheiten (Ver- u. Ankäufe), 
Beteiligungen und Schenkungen. 

(2) Die Werkleitung ist ermächtigt, soweit die von der Bürgermeisterin/dem Bürgermeister 
genehmigte Dienstanweisung dies zulässt, andere Betriebsangehörige mit ihrer Vertre-
tung zu beauftragen.  
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(3) Die Werkleitung unterzeichnet unter dem Namen des Eigenbetriebes ohne Angabe eines 
Vertretungsverhältnisses. 

Die von der Werkleitung mit ihrer Vertretung beauftragten Betriebsangehörigen unter-
zeichnen stets ”Im Auftrage”. 

(4) Erklärungen des Eigenbetriebes, durch die die Stadt verpflichtet werden soll, bedürfen 
grundsätzlich der Schriftform. Fällt die Abgabe der Erklärung nicht in die Zuständigkeit 
der Werkleitung, ist nach § 64 GO zu verfahren. 

 
§ 7 Werkausschuss 
 

(1) Die Stadtvertretung wählt einen Ausschuss für Finanzen, Werke u. Wirtschaft. Seine 
Zusammensetzung wird durch die Hauptsatzung bestimmt. Der Ausschuss nimmt u.a. 
für den Eigenbetrieb die Aufgaben eines Werkausschusses im Sinne des § 5 Abs. 2 der 
EigVO wahr. 

 
§ 8 Aufgaben des Ausschusses für Finanzen, Werke und Wirtschaft 
 
(1) Der Ausschuss für Finanzen, Werke u. Wirtschaft bereitet die Beschlüsse der Stadtvertre-

tung in Angelegenheiten des Eigenbetriebs vor. 

(2) Der Ausschuss für Finanzen, Werke u. Wirtschaft entscheidet im Rahmen der Hauptsat-
zung in Verbindung mit der Zuständigkeitsordnung in den Angelegenheiten des Eigenbe-
triebes. 

Dies gilt nicht für Rechtsgeschäfte im Rahmen der laufenden Betriebsführung, insbeson-
dere nicht für die Beschaffung von Rohstoffen, Material und Betriebsmitteln, für die die 
Werkleitung ohne Rücksicht auf den Wert des Geschäftes zuständig ist. 

 
§ 9 Aufgaben der Stadtvertretung 
 
Die Stadtvertretung beschließt alle Angelegenheiten des Eigenbetriebes, für die sie gem. § 28 
GO und § 5 EigVO zuständig ist oder gem. § 27 Abs. 1 GO die Entscheidung im Einzelfall an 
sich gezogen hat. 
 
§ 10 Personalwirtschaft 
 
Die Werkleiter werden auf Beschluss der Stadtvertretung eingestellt, eingruppiert und entlas-
sen. 
 
§ 11 Organisation des Eigenbetriebes 
 
(1) Die Bürgermeisterin/der Bürgermeister regelt die Geschäftsverteilung innerhalb der 

Werkleitung durch eine Dienstanweisung. 

(2) Die Werkleitung stellt einen Organisations- u. Geschäftsverteilungsplan für den Eigenbe-
trieb auf. 

 
§ 12 In-Kraft-Treten 
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(1) Diese Betriebssatzung tritt am 01.04.1998 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Betriebssatzung der Stadtwerke Norderstedt in der Fassung vom 
10. März 1993 außer Kraft. 

Norderstedt, den 26.02.1998 

 
 
Anlage(n) 
 
 


